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erreicht werden konnte. Nach dem Sach Vorbringen der Prozeß
parteien war zu prüfen, ob der Kläger mehr Nebeneinnah
men bezieht, als er zugestanden hat, und ob über, diese Zah
lungsnachweise vorliegen. Insoweit war eine weitergehende 
Erörterung des Sachverhalts mit den Prozeßparteien und vor 
allem eine weitere Beweiserhebung, insbesondere die Verneh- 

' mung des Klägers, erforderlich. Deshalb waren die Voraus
setzungen für ein Verfahren ohne mündliche Verhandlung 
nicht gegeben (§65 Abs. 1 Satz2 ZPO; vgl. Lehrbuch Zivil
prozeßrecht, Berlin 1980, S. 272 f.).

Abgesehen davon, daß unter den gegebenen Umständen 
ein Verfahren nach § 65 ZPO unzulässig war, hat das Kreis
gericht auch bei der Durchführung des Verfahrens Mängel zu
gelassen. Es hat insbesondere die von ihm beigezogenen und 
zur Grundlage seiner Entscheidung gemachten Unterlagen 
entgegen der Vorschrift des § 65 Abs. 2 ZPO der Gegenpar
tei nicht zur Kenntnis gegeben, so daß diese dazu keine Stel
lung nehmen konnte. Damit war die Sicherung einer ausrei
chenden Sachaufklärung und die Wahrung der Rechte der 
Prozeßparteien nicht gewährleistet.

Die Festsetzung des Unterhalts hatte unter Beachtung der 
Unterhaltsrichtlinie vom 16. Januar 1986 zu erfolgen (vgl. auch 
OG, Urteil vom 23. September 1965 - 1 ZzF 23/65 - NJ 1966, 
Heft 1, S. 30). Bei der Bemessung des Unterhalts für A. hatte 
das Kreisgericht von Ziff. 1.5. der Unterhaltsrichtlinie und 
nicht von Ziff. 1.6. auszugehen. Die Tochter A. gehört zu den 
Studenten, die das Studium unmittelbar nach Abschluß der 
zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule 
aufnehmen. Ihre Berufsausbildung beginnt und endet zeitlich 
früher als bei den in Ziff. 1.6. der Unterhaltsrichtlinie erfaß
ten volljährigen Studenten. Ihr Entwicklungsweg entspricht 
insofern mehr dem eines Lehrlings. Unter diesen zeitlichen 
Gesichtspunkten ist für die Unterhaltsfestsetzung für Stu
denten in Ziff. 1.5. der Unterhaltsrichtlinie eine Gleichstel
lung mit Lehrlingen erfolgt. Das Kreisgericht hätte deshalb 
die Bemessung des Unterhalts für A. nach Ziff. 1.5. der Unter
haltsrichtlinie, vorzunehmen gehabt. Hiernach ist das Stipen
dium grundsätzlich ohne Auswirkung auf die Höhe des Un
terhalts. • -

Ergänzend zu Ziff. 1.5. sind die speziellen Aussagen der 
Ziff. 1.6. der Unterhaltsrichtlinie zum Unterhalt für Studen
ten zu beachten. Das betrifft z. B. die Festlegung, daß die 
Höhe des Stipendiums für die Bemessung des Unterhalts Be
deutung hat. Hätte die Tochter A., wovon das Kreisgericht 
ausgegangen ist, ein Grundstipendium von 200 M bezogen, 
wäre der Unterhalt für sie in derselben Höhe wie für die 
Tochter S. zu bemessen gewesen. Der Gesamtbetrag ihres Sti
pendiums beträgt jedoch 260,— M. Deshalb wäre ein geringe
rer Betrag als der volle Unterhalt nach der Richtsatztabelle 
festzusetzen gewesen. Der Grundsatz der Ziff. 1.6., daß zwi
schen der wirtschaftlichen Lage des Unterhaltsverpflichteten 
und des Studenten ein angemessenes Verhältnis bestehen 
muß, gilt auch für die nach Ziff. 1.5. zu entscheidenden Un
terhaltsansprüche.

Da das Studienjahr 1986/87 inzwischen begonnen hat, wird 
das Kreisgericht zu prüfen haben, welches Stipendium A. 
jetzt erhält.

§ 39 FGB; § 240 Abs. 3 ZGB.
Im Verfahren wegen Verteilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums nach Ehescheidung sind bei Entscheidungen über 
Eigentumsrechte aus einem Sparkontovertrag, in dem ein 
Dritter als Erstsparer und ein Ehegatte als zweiter Sparer ein
getragen sind, § 240 ZGB und die АО über den Sparverkehr 
bei den Geld- und Kreditinstituten der DDR vom 28. Oktober 
1975 (GBl. I Nr. 43 S. 705) zu beachten.

Eigentumsrechte aus einem Sparguthaben können ohne 
schriftliche Abtretungserklärung nicht wirksam übertragen 
werden.
OG, Urteil vom 18. November 1986 — OFK 27/86.

Die Prozeßparteien sind geschiedene Eheleute. Im Verfah
ren wegen Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums war 

- zwischen ihnen u. a. umstritten, wer Eigentümer des Gut
habens eines Sparkontos ist, das von der verstorbenen Tante

des Verklagten mit ihren Sparmitteln eingerichtet wurde. Im 
Kontovertrag ließ sie die Klägerin als Zweitsparer eintragen. 
Die Klägerin hat nach dem Ableben der Erblasserin von 
einem weiteren Sparkonto derselben, für das sie gleichfalls 
als Zweitsparer eingetragen war, 5 ООО M abgehoben. Davon 
wurden 1 000 M für die Bestattung verwendet und 4 000 M auf 
das erstgenannte Konto eingezahlt, so daß einschließlich der 
aufgelaufenen Zinsen ein Guthaben von 14 323,38 M vorhan
den war. Diesen Betrag hat die Klägerin abgehoben und in 
Besitz.

Nach dem Erbschein des Staatlichen Notariats ist der Ver
klagt zu einem Drittel Erbe des Nachlasses nach seiner Tante.

Das Kreisgericht hat die Klägerin zur Zahlung eines Er
stattungsbetrages von 12 959,03 M verurteilt. Es hat mit seiner 
Entscheidung die Hälfte des umstrittenen Guthabens als ge
meinschaftliches Eigentum in die Teilung einbezogen, da eine 
Schenkung an die Klägerin allein nicht nachzuweisen sei.

Gegen die Entscheidung haben beide Prozeßparteien Be
rufung eingelegt. Die Klägerin beantragte, den von ihr zu 
zahlenden Erstattungsbetrag unter Beachtung ihres anteiligen 
Alleineigentums am Sparguthaben niedriger festzusetzen. Der 
Verklagte beantragte dazu, ihm vorab 4 000M vom strittigen 
Guthaben zuzusprechen.

Das Bezirksgericht hat die Klägerin zur Zahlung eines Er
stattungsbetrags von 9 475 M verurteilt und die Berufungen 
beider Prozeßparteien im übrigen abgewiesen. Zur Feststel
lung des Erstattungsbetrags wurde ausgeführt, daß der Klä
gerin die Hälfte des Sparguthabens in Höhe von 7 161,69 M 
allein zustünde und nicht in die Teilung als gemeinschaftli
ches Eigentum einzubeziehen sei. Durch Aussagen von Zeugen 
ergäbe sich, daß die Erstsparerin stets zum Ausdruck gebracht 
habe, die Klägerin an ihrem Guthaben teilhaben zu lassen. 
Somit sei diese als Eigentümerin der Hälfte des Spargutha
bens zu betrachten. Die andere Hälfte stünde der Erbenge
meinschaft zu. Es gäbe weder eine Grundlage für die Ausson
derung eines Geldbetrags zugunsten des Verklagten noch da
für, daß er mit der Eintragung der Klägerin als Zweitsparer 
gleichzeitig als damaliger Ehemann mitbedacht werden sollte.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, soweit 
damit über die Eigentumsrechte aus der Spareinlage entschie
den wurde. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Nach § 240 Abs. 3 ZGB und den damit übereinstimmenden Re
gelungen in §i§ 9 Abs. 2 und 16 Abs. 2 der АО über den Spar
verkehr bei den Geld- und Kreditinstituten der DDR vom 
28. Oktober 1975 (GBl. I Nr. 43 S. 705) erfordert die Übertra
gung von Rechten aus einer Spareinlage nicht nur die Um
schreibung von Sparkonto und Sparbuch, sondern auch eine 
schriftliche Abtretungserklärung (vgl. BG Neubrandenburg, 
Urteil vom 2. November 1984 - BZB 32/84 - NJ 1985, Heft 12,
S. 514 mit Anmerkung von I. Tauchnitz). Partner des Sparkon
tovertrags vom 16. Februar 1984 waren die Erblasserin als Erst
sparerin und die Klägerin als zweite Sparerin. Damit konnte 
die Klägerin für Verpflichtungen aus dem Sparkontovertrag 
voll in Anspruch genommen werden. Sie war gleichermaßen 
wie die Erstsparerin im Verhältnis zum Geldinstitut berech
tigt, über die Spareinlage zu’verfügen. Die Sparkasse hatte 
ihr gegenüber mit schuldbefreiender Wirküng Auszahlungen 
vorzunehmen. Allerdings ist die Klägerin allein mit der Ein
tragung als Zweitsparer im Sparkontovertrag im Verhältnis 
zur Erstsparerin nicht zugleich Miteigentümerin der Sparein
lage geworden. Aus dem Sparkontovertrag ergeben sich keine 
Hinweise für eine Abtretung der Spareinlage an die Klägerin. 
Eine gesonderte schriftliche Erklärung der Erstsparerin, daß 
sie ihre Eigentumsrechte aus dem Sparguthaben völlig oder 
teilweise an die Klägerin als Zweitsparerin abgetreten habe, 
liegt nicht vor. Ohne schriftliche Abtretungserklärung kön
nen jedoch Eigentumsrechte aus einem Sparguthaben nicht 
wirksam übertragen werden (vgl. BG Cottbus, Urteil vom 
27. Juli 1978 - 00 BZB 64/78 - NJ 1979, Heft 6, S. 280).

Für die Beurteilung der Rechtslage ist es daher unerheb
lich, ob die Erstsparerin beim Abschluß des Spärkontover- 
trags mündlich geäußert hat, nach Ableben sei die Klägerin 
an ihrem Guthaben beteiligt. Eigentumsrechte an der Spar
einlage hätte die Klägerin nur durch eine schriftliche Abtre
tungserklärung oder durch eine testamentarische Verfügung 
erwerben können. Mangels dieser Voraussetzungen ist die 
Klägerin nicht Eigentümerin bzw. Miteigentümerin der Spar-


